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Die Ermahnungen des ersten ungarischen Königs an seinen Sohn vor etwa 1.000 Jahren sollten als Leitlinien dienen für die Politik eines noch jungen Landes in Europa. Sie sind zugleich Ausdruck einer pragmatischen Staatsführung in einer Region, die Durchzugsgebiet verschiedener Völker war, wie auch eines Staatsverständnisses, das vor dem Hintergrund nationalisierender Politikstile im heutigen Europa und der damit verbundenen Krisen ungewöhnlich fortschrittlich wirkt. Die Vermittlung eines solch pragmatischen Staatsverständnisses, nach dem verschiedene Volksgruppen gleichberechtigt miteinander leben können, möchte ich auch als das Ziel des krisenpräventiven
2
Ansatzes Max van der Stoels herausarbeiten, der zwischen 1993 und 2001 das Amt des Hohen Kommissars für Nationale Minderheiten (HKNM) der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) bekleidete und von Beginn an in dieser Region tätig war. Der HKNM ist als Institution der OSZE beauftragt, zur Entschärfung bedrohlicher ethnischer Spannungen in den OSZE-Mitgliedsstaaten beizutragen. Sein Amt wurde im Jahre 1993 geschaffen und wird allgemein mit positiven Bewertungen versehen. Umfassende Untersuchungen zu seiner Arbeit existieren bislang jedoch nicht. Am Fallbeispiel seiner Involvierung in dem Konflikt zwischen ungarischer und rumänischer Ethnie in Rumänien möchte ich die Arbeit dieser Institution daher im Folgenden näher untersuchen. Hierzu wird nach der Arbeitsweise, nach der Methodik sowie nach Zielen, Erfolgen und Misserfolgen gefragt werden müssen. Da es bislang mit Max van der Stoel nur einen einzigen Amtsträger gab, der einen individuellen Arbeitsstil entwickelte, wird die Untersuchung des Amtes an der Mandatsinterpretation Max van der Stoels ausgerichtet sein. Aus seinem Arbeitsansatz soll deutlich werden, dass seine Involvierung nicht nur internationale Konfliktvermittlung, nicht nur Mediation bedeutete, sondern politisch auf die Schaffung von Bedingungen ausgerichtet war, die den Frieden nachhaltig ermöglichen sollten.



In einem ersten Schritt wird zunächst die Ausgangssituation und Konfliktlage in Rumänien veranschaulicht werden, wo Anfang der neunziger Jahre eine interethnisch polarisierte Krisensituation entstanden war, die in ihrer Reichweite destabilisierende Züge annahm. Diese Entwicklung wird zum einen auf der Ebene der Ereignisgeschichte nach 1989 und zum anderen in der Analyse der wesentlichen Konflikte nachgezeichnet. Durch diese doppelte Vorgehensweise soll



1
Szent István Király Intelmei Imre Herceghez. S. 53. [Übersetzung vom Ungarischen ins Deutsche hier und fortlaufend H.F.]



2
Die offiziellen OSZE-Dokumente sprechen von „Konfliktprävention“. Die Konfliktforschung hingegen verwendet den



präziseren Begriff „Krisenprävention“, der auch in dieser Arbeit benutzt werden wird.
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zweierlei geleistet werden: (1) die Kenntnis der Wandlungsprozesse des Konfliktverlaufs in der zeitlichen Perspektive und (2) eine Strukturierung der politischen Debatten entlang der zentralen Konfliktlinien. Als die beiden diskursbestimmenden Hauptkonfliktthemen werden die ungarischen Forderungen nach „Autonomie“ und „Bildung“ beleuchtet werden. Um die Ausgangslage zu verstehen, wird in diesem Zusammenhang ein historischer Rückblick erfolgen. Dieser gründet auf der Prämisse, dass die Krisen nach 1989 einen historischen Vorlauf besitzen bzw. durch die Akteure historisch begründet werden. Darauf folgend wird der Aspekt der Identitätsbildung eingehender untersucht werden. Dies geschieht mit einer doppelten Begründung: einerseits unter der Annahme, dass das entscheidende Merkmal zur Schaffung und Aufrechterhaltung ethnischer Spannungen die Stiftung einer konfliktfördernden nationalen/ethnischen Identität ist; andererseits unter dem bedeutenden Gewicht, das dem identitätspolitischen Apekt bei der Konfliktbearbeitung durch den HKNM zugemessen wird.



Anschließend werden die für den gegebenen Zeitraum relevanten Akteure näher beleuchtet. Auf der nationalen Ebene gehe ich hierbei von einer Zentralität der politischen Parteien aus, werde aber individuelle Akteure aufgrund regionalspezifischer Gegebenheiten nicht gänzlich ausblenden. Die Darstellung der Parteien Rumäniens fokussiert auf deren für die vorliegende Arbeit relevanten Verfasstheit und ihrer Positionierung entlang des als zentral angenommenen cleavages „Ethnos“.
3
Daneben sollen die verschiedenen Regierungen der Republik Ungarn als für diesen Konflikt relevante externe Akteure in einem Kapitel diskutiert werden. Als herausragender internationaler Akteur wird der Hohe Kommissar beleuchtet werden, indem zunächst ein Blick auf die in seinem Mandat erteilten Kompetenzen als Grundlage seiner Tätigkeit geworfen wird. Im Anschluss wird nach seiner Position als Akteur der OSZE vor dem Hintergrund des internen Wandlungsprozesses der „Organisation“ sowohl auf institutionell-methodischer wie auch auf programmatischer Ebene gefragt werden. Weitere internationale Akteure wie der Europarat oder die Europäische Union können im Rahmen dieser Untersuchung nicht näher analysiert werden. Wo ihr Einfluss relevant erscheint, wird auf sie verwiesen werden. Im Falle des Minderheitenkonflikts kommt ihnen als aktiver Akteur im Vergleich zum HKNM aber weniger Gewicht zu. Die Tätigkeit des Hohen Kommissars während seiner Involvierung im ungarischrumänischen Konflikt erreichte ab einem bestimmten Zeitpunkt einen sehr hohen Grad an Spezialisierung, der über allgemeinere Empfehlungen anderer internationaler Akteure weit hinausreichte, und der es daher erlaubt, die Arbeit des HKNM weitgehend unabhängig von anderen internationalen Akteuren zu analysieren.



3
In der späteren Analyse wird noch ein Akteur „ethnisch rumänischer Lehrkörper an Universitäten Rumäniens“ auftauchen.



Dieser wird im dritten Kapitel nicht behandelt werden, weil strukturierende Elemente parteienpolitischer Akteure,



insbesondere das cleavage „Ethnos“, für Angehörige dieses Akteurs ebenfalls zentral sind. Für den Fall des ungarisch-



rumänischen Konflikts ist dieser Akteur zudem nur marginal von Relevanz.
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Die Methodik und Zielsetzungen des Hohen Kommissars, sowie deren Umsetzung in Rumänien werden schließlich das vierte Kapitel der Arbeit bestimmen. Hier wird zu zeigen sein, wie Max van der Stoel als erster Hoher Kommissar die Möglichkeit ergriff, das Mandat und damit das Amt in eine bestimmte Richtung zu interpretieren, die in einer spezifischen Akzentsetzung und „Überbetonung“ von im Mandat zugeteilten Kompetenzen seine - unter gegebenen Rahmenbedingungen - persönliche Herangehensweise an Konflikte zum Ausdruck bringt. Ausgangspunkt werden daher Max van der Stoels eigene programmatische Aussagen sein, die mit Erkenntnissen aus der Forschung angereichert und gegeneinander abgeglichen werden, sodass aus seinen Äußerungen am Ende ein Gesamtbild seiner Interpretation des Mandats entstehen kann. In diesem Teil soll evident werden, wodurch sich sein krisenpräventiver Ansatz auszeichnet. Hierzu sollen zwei grundlegende arbeitsmethodische Annahmen van der Stoels hervorgearbeitet werden: die der Konfliktregulierung durch Kommunikation und die der Vernetztheit der Konflikte, also die Annahme, dass die Lösung eines „zentralen“ Konflikts
VSLOORYHU-Effekte
auf andere Konfliktfelder erzielt. Überlegungen zur Konfliktkommunikation in diesem Kapitel wie auch zur Identitätsbildung im ersten Kapitel der Arbeit können nur im Rahmen der Relevanz für die vorliegende Untersuchung eingearbeitet werden. Von einer umfassenden Darstellung verschiedener Forschungsströmungen muss daher zugunsten der Ausführung des eigenen Ansatzes Max van der Stoels abgesehen werden.



In einem zweiten Schritt soll die Anwendung der durch den HKNM entwickelten Mittel in Rumänien untersucht werden. Hierzu ist ein chronologisches Vorgehen erforderlich, um die wechselseitige Dynamik von Anpassungsreaktionen des Hohen Kommissars und der Weiterentwicklung der Konfliktlage nachvollziehen zu können. Die Arbeit gründet dabei auf der Annahme, dass Max van der Stoels programmatische Aussagen bei seiner Involvierung in praxi von Relevanz waren. Die Analyse wird dabei drei empirisch ermittelte Arbeitsphasen des HKNM in Rumänien erkennen lassen: eine anfängliche der Konfliktsondierung, eine Konzentration auf einen zentralen Konfliktgegenstand und schließlich eine letzte Phase, in der für diesen eine Lösung implementiert werden soll. Die Involvierung des HKNM in dem Konflikt über die drei Phasen hinweg lässt somit einen Konzentrationsprozess hin zu einem zentralen Konfliktgegenstand erkennen. Diesen bildet im Falle Rumäniens der Wunsch der ethnischen Ungarn nach Wiedergründung einer staatlichen ungarischen Universität. Der Grund für die Auswahl dieses Konflikt-gegenstands und seine Bearbeitung werden genauer untersucht werden müssen. Hierbei wird danach gefragt werden, ob eine van der Stoels Konzeption entsprechende besondere Problemstruktur vorlag, die die Möglichkeit eröffnete, über die Regulierung dieser Angelegenheit auf-grund der Annahme einer Vernetztheit der Konflikte ein weiterreichendes Konfliktfeld zu bearbeiten.
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Abschließend soll die Arbeit Max van der Stoels unter Berücksichtigung seiner Zielsetzungen in Bezug auf den Minderheitenkonflikt evaluiert werden. Dies geschieht im Vergleich zu der Situation, die als Ausgangslage diagnostiziert wurde. Die Konfliktlage nach Beendigung der Arbeit Max van der Stoels wird sowohl auf der parteienpolitischen Ebene wie auch hinsichtlich einer umfänglicheren gesellschaftlichen Ebene der politischen Kultur und des interethnischen Zusammenlebens evaluiert werden. Hierzu wird nach der Wandlung der Forderungen und Ansprüche der Akteure und nach der Übereinstimmung der durch die staatlichen Institutionen implementierten Maßnahmen mit den Empfehlungen des Hohen Kommissars gefragt werden. Über den engen Regelungsbereich einzelner Konfliktobjekte hinaus muss bei der Evaluierung der Arbeit des HKNM der Blick auf die generelle Lage der Minderheiten in der rumänischen Gesellschaft gerichtet sein. Am Ende werden die Ergebnisse der Evaluation bezüglich der Leistungen und Defizite des Hohen Kommissars sowie seiner Arbeitsmethodik und Handlungsmacht zusammengefasst. Ziel der Analyse soll die Frage nach der Praktikabilität der Institution „HKNM“ sein. Dazu sollen untersucht werden: (1) die Institution des HKNM in ihrer Spezifik als Konfliktregelungsinstrument der OSZE, (2) die Mittel, die bei der Verfolgung dieses Zieles zur Verfügung stehen bzw. angewendet werden und (3) wie die Ergebnisse der Arbeit des HKNM im Falle Rumäniens zu bewerten sind. Die Frage nach der Effektivität seines Amtes, wird aufgrund der vielen (teilweise weitgehend unberücksichtigten) Akteure und des komplexen Zusammenwirkens verschiedener Faktoren nicht abschließend geklärt werden können.
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 $XVJDQJVODJH



(QWZLFNOXQJQDFK 



„Am 20. Dezember 1989 geriet Temeswar vollkommen unter die Herrschaft der Bevölkerung und wurde somit eine freie Stadt in dem großen Gefängnis, in das sich Rumänien in jenen Tagen verwandelt hatte“
4
KHL�W HV LQ GHU 3URNODPDWLRQ YRQ 7LPLúRDUD GLH ,QLWLDWRUHQ GHU 5HYROution
von 1989 im März 1990 veröffentlichtHQ
'HU 8PVWXU] KDWWH DP 'H]HPEHU LQ 7LPLúoara
begonnen, als sich 5.000 Menschen vor dem Haus des gegen Totalitarismus und Fremdenfeindlichkeit predigenden ungarisch-UHIRUPLHUWHQ
3ULHVWHUV /iV]Oy 7 NpV YHUVDPPHOWHQ XQG JHJHQ
dessen Strafversetzung bzw. gegen den Terror und Mordversuche der rumänischen Geheimpolizei Securitate protestierten.
5
Vier Tage später versammelten sich 100.000 Menschen in
7LPLúRDUD GLH 5HYROXWLRQ JULII DXI %XNDUHVW XQG DQGHUH 6WlGWH �EHU XQG DP 'H]HPEHU 
6
ZXUGH&HDXúHVFXJHstürzt.



Die Proteste des Jahres 1989 begannen ethnisch indifferent mit gemeinsamen Demonstrationen von Rumänen, Serben, und Ungarn. Bereits im Juni 1989 hatten sich in der
8QJDULVFK5XPlQL VFKHQ (UNOlUXQJ
Angehörige der rumänischen und ungarischen Intelligenz auf Menschenrechte und normale Beziehungen zwischen den beiden Völkern verpflichtet und gefordert, dass kulturelle Autonomie gewährleistet werden und Siebenbürgen sich zum Modell kulturellen und religiösen Pluralismus wandeln solle.
7
Unmittelbar nach dem Sturz CeauúHVFXVH[LVWLHUWHVRPLWHLQH interethnische Konstellation, die auf Kooperation ausgerichtet war. Dies spiegelte sich in der Regierungsbeteiligung ethnischer Ungarn sowie der Zusage der neuen Regierung wider, Individual- und Kollektivrechte für Minderheiten zu garantieren. In Cluj wurde das Rathaus drei-
8
Anfang
VSUDFKLJ EHVFKLOGHUW XQG LQ %UDúRY GDV QHXH -DKU ]X 6LOYHVWHU GUHLVSUDFKLJ EHJU��W
Januar 1990 kündigte Ministerpräsident Petre Roman die Wiedereröffnung einer eigenständigen staatlichen ungarischen Universität an.
9



Die ethnisch indifferente kooperative Grundstimmung wurde jedoch bald von einer ethnischen Spaltung der Gesellschaft abgelöst. Noch im Frühjahr 1990 wurde der Solidarisierungseffekt von Mehrheit und Minderheit angesichts der bevorstehenden Wahlen und der Versuche der Ungarn,



4
Die Proklamation von Temeswar, 11. März 1990. [Zeichensetzung korrigiert]



5
vgl. Keno Verseck: László T kés. S. 11; Erin Jenne: Language Conflicts in Post-1989 Slovakia and Romania, S. 25f.



6
Die Frage, ob es sich hierbei tatsächlich um eine Revolution handelte oder vielmehr um einen Putsch der Kader zweiter



Garnitur, eventuell mit Hilfe des KGB, ist nach wie vor ungeklärt. Da die neue Führung um Iliescu „too many skeletons in



their closets“ hatte (Vladimir Tismaneanu: Romanian Exceptionalism? Democracy, Ethnocracy, and uncertain Plura-lism in



post-¡ S. 410), werden meist Begriffe der „quasi-revolution“ (ebd., S. 425), der „inszenierten
£ ¢ ¥ ¤ § ¦ © ¨ ¢ § ¦ ¤ § © !¤ # "



Revolution“ (Rainer Girndt: Victor Ciorbea setzt auf stabile Lage in der Region. S. 4), der „sogenannten Revolution“



(Catherine Lovatt: Tolerant Transylvania. Why Transylvania will not become another Kosovo), oder der „gestohlenen



¢ § $ # &¦ % ( '! ¥ © ) 2 ! 01 3 ¢ 4 &¤ £ 5 6 ¤ § © 7 ¥ 8 ( 9 © @ 9 § A 2 ¦ 4 ( B § % !¢ § 3 ¢ C D !' F E G ¢ I H § ( '¦ ( P @ Q R ¡ £ ¢ § ¦ ¤ S ¨ 3 ¢ § ¦ D A S D T 6 ! © ¢ U 8 ¡ © ¤ § D ¢ S G P 9V U E G !¢ £ W X ¢ § S § § 8 % ¢ § ( P Y ¢ § 8 ( '¢ # ` 2 H F " # a ( b G a G c



verwendet; siehe hierzu auch die Fußnoten 114 und 251.



7
Ferenc Takács: Románia Erdély-politikája 1989 után.



8
Othmar Kolar: Rumänien und seine Minderheiten 1989-1995. S. 63.



9
Kornél Soma: Állami magyar egyetem Romániában.
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die Versprechungen vor allem nach eigenen Bildungsinstitutionen auch umzusetzen, verspielt. Zweifel am tatsächlichen Reformwillen der „neuen“ Machthaber - vornehmlich alte Kader der zweiten Reihe - waren bereits Ende Januar laut geworden, als der Vorsitzende der Frontul
6DOY ULL 1D LRQDOH)URQW GHU 1DWLRQDOHQ 5HWWXQJ )61 ,RQ ,OLHVFX HLQ 0HKUSDUWHLHQV\VWHP
[image: image a26e8546cd54a6c32b293ab8a338b791]




nach westlichem Muster als überholt bezeichnet hatte, und die bis zu den Wahlen interimsmäßig agierende FSN entgegen früheren Äußerungen beschloss, bei den Wahlen als politische Partei anzutreten und sich das gesamte Staatsvermögen einzuverleiben.
10
Bereits am 31. Dezember 1989 hatte die FSN ein Gesetz verabschiedet, wonach zur Gründung von politischen Parteien lediglich 251 Mitglieder nachgewiesen werden mussten.
11
In der Folge dieser scheinpluralistischen Bestimmung entstand ein „Zu-Viel-Parteiensystem“
12
, indem sich 200 teilweise sehr kleine Parteien registrierten, von denen viele als Satellitenparteien der FSN fungierten und unter ähnlichem Namen wie Oppositionsparteien gezielt Desinformation verbreiteten. Das im Januar 1990 verabschiedete Gesetz über Versammlungs- und Demonstrationsrecht wurde noch im selben Monat erheblich eingeschränkt. Im März 1990 wurde ein Dekret-Gesetz verabschiedet, das die Gründung eines neuen Geheimdienstes mit weit reichendem Zuständigkeitsbereich legalisierte und niemals im offiziellen rumänischen Gesetzesblatt veröffentlicht wurde. Der Zugriff auf das staatliche Fernsehen lockerte sich während der gesamten Präsidentschaft Iliescus nicht
13
, die bis Ende 1996 andauerte.
14
Für ihre Wahlkampfzwecke griff die FSN bereits seit Frühjahr
DXI GLH IUHPGHQIHLQGOLFKH XQG QDWLRQDOLVWLVFKH 5KHWRULN GHV &HDXúHVFX-Regimes
zurück und begann auf diese Weise einen „Vernichtungskampf gegen alle Andersdenkenden“.
15
Sie mobilisierte die Bergarbeiter des Jiu-Tals, die unter Führung alter Securitate-Spezialisten mehrmals in Bukarest einfielen, um Demonstranten zu verprügeln sowie Büros oppositioneller Parteien und kritischer Zeitungen zu verwüsten.
16
Antioppositionelle Hetzkampagnen und nationalistische Rhetorik ebbten auch in der Folgezeit nicht ab und erreichten einen Gipfelpunkt gesellschaftlicher Legitimierung, als in den Jahren 1994/95 ultranationalistische Parteien in die Regierung geholt wurden, und das Land den widerstrebend beschrittenen Weg zur Demokratie gänzlich zu verlassen drohte.



10
vgl. Marianna Hausleitner: Konfliktfeld Rumänien. S. 149; Maria Miclescu: Das rumänische Bildungswesen im Wandel. S. 5.



11
Dekret-Gesetz Nr. 8 vom 31. Dezember 1989 betreffend die Registrierung und Funktionsweise politischer Parteien und



gesellschaftlicher Organisationen in Rumänien. Art. 3.



12
Anneli Ute Gabanyi: Das Parteiensystem Rumäniens. S. 190.



13
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14
Ion Iliescu wurde im Mai 1990 mit 85% der Stimmen zum Präsidenten Rumäniens gewählt, siegte mit 61% in einer



Stichwahl gegen Emil Constantinescu im Oktober 1992 erneut und unterlag Constantinescu schließlich im November 1996



bei einem Stimmenanteil von 45,59%. Mit den Novemberwahlen 2000 wurde Iliescu abermals ins Präsidentenamt gewählt



(zu den Wahlergebnissen siehe Vladimir Tismaneanu: Romanian Exceptionalism? Democracy, Ethnocracy, and uncertain



Pluralism in post-¡ S. 421ff; Anneli Ute Gabanyi: Rumänien: Parlaments- und Präsidentschaftswahlen;
£ ¢ § ¦ ¤ S ¨ 3 ¢ § ¦ § ¤ § % !¤ # "



o.N.: Iliescu-Vadim második forduló).



15
Marianna Hausleitner: Konfliktfeld Rumänien. S. 149.



16
vgl. ebd.; Maria Miclescu: Das rumänische Bildungswesen im Wandel. S. 6ff. Den Terror prügelnder Bergarbeiter nutzte



die Führungsriege um Iliescu gezielt, um politische Ziele umzusetzen. Auf diese Weise wurden im September 1991 die



schon zur Abreise bereiten Bergarbeiter vom Bahnhof zurück in die Stadt beordert und die als „zu liberal“ geltende Regie-



rung Roman aus dem Amt geprügelt (ebd., S. 8f; [Michael Shafir]: Romanian Civic Movement Sues former President).
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Im Zuge der mangelnden Reformwilligkeit der neuen Regierung einerseits und der stärker werdenden Forderungen nach Reformen der ethnischen Ungarn andererseits verschärfte sich das politische Klima hin zu einer krisenhaften Konstellation. In den Positionsdifferenzen über das Tempo der Reformen der ungarischen Mehrheit auf der einen Seite und dem aus alten autokratischen Regimeeliten bestehenden breiten Regierungspakt FSN auf der anderen Seite entstand das für die postrevolutionäre Gesellschaft Rumäniens charakteristische ethnisch definierte Differenzmuster. Bezüglich der Ungarn, der bedeutendsten Minderheit Rumäniens
17
, manifestierte sich dies in einer in steigendem Maße verfeindeten Oppositionsstellung. Neu gegründete Organisationen wie die
9DWUD 5RPkQHDVF :LHJH 5XPlQLHQV
18
, eine in Siebenbürgen operierende



[image: image cdefcfbca8a169e1b07d6bac91eda522]




soziokulturelle, romanozentrische Vereinigung, trugen zur Zementierung der ethnischen Spaltung bei, indem sie den ethnischen Diskurs stärkten und anti-magyarische Demonstrationen organisierten. Dies kulminierte am 15. März 1990, dem Jahrestag der ungarischen Revolution
GHV -DKUHV PLW EOXWLJHQ $XVVFKUHLWXQJHQ LQ 7vUJX 0XUHú +LHUEHL ZXUGHQ GLH 8QJDUQ GHV
Separatismus und Irredentismus beschuldigt und angeklagt, ungarische Fahnen aufgezogen und rumänische Denkmäler geschändet zu haben. Daraufhin wurden lokale Repräsentanten der ethnischen Ungarn mit Äxten und Knüppeln überfallen, und es entstand eine „Massenschlacht zwischen Rumänen und Ungarn“
19
, bei der acht Menschen getötet und weit über 300 verletzt wurden.
20
Die „bürgerkriegsähnlichen Auseinandersetzungen“
21
von Tîrgu MuUHú
lQGHUWHQ GDV
interethnische Klima im ganzen Land endgültig, ein friedlicher Ausgleich zwischen den Volksgruppen schien in die Ferne gerückt. Weitere Zusammenstöße in Cluj, wo seit 1992 mit Gheorghe Funar der neben Corneliu Vadim Tudor berüchtigtste Nationalist des Landes als Bürgermeister amtierte, schürten die Furcht vor zukünftigen gewalttätigen Ausschreitungen und ließen das Problem der ungarischen Minderheit zu einem von „east Europe’s most intractable and long-running ethnic dispute[…]“ werden
22
, der auf den verhärteten Positionen rumänischer Nationalisten, Exkommunisten, aber auch der Magyaren basierte. Gestützt wurde dies ferner von der konservativen Regierung Ungarns unter József Antall, der sich im August 1992 als Minister-



[image: image 3174aa203c5d9981a22b99933ee7f99b]




17
Dieethnischen Ungarn bilden laut der Volkszählung vom Januar 1992 mit gut 1,6 Mio. (7,1% der Bevölkerung) die



größte Minderheit. Inoffiziell gelten die Roma, die offiziell rund 400.000 bzw. 1,8% der Bevölkerung zählen, als größte



Minderheit (Schätzungen belaufen sich auf 1,4 bis 2,5 Mio.). Sie sind allerdings kaum organisiert. Zur



Bevölkerungsstruktur Rumäniens siehe Christoph Pan, Beate Sibylle Pfeil: Die Volksgruppen in Europa. Ein Handbuch. S.



137-140; für eine umfassende, detaillierte Analyse der Bevölkerungsentwicklung der Ungarn Siebenbürgens siehe Árpád



Varga E.: Az erdélyi magyarság lélekszámáról; Árpád Varga E.: Erdély magyar népessége 1870-1995 között.



18
zur Organisation siehe Janusz Bugajski: Romania. S. 213f.



19
Marianna Hausleitner: Konfliktfeld Rumänien. S. 150.



20
S. 86-96; Wolfgang Zellner, Pál Dunay:
3 !¢ § 8 © ¢ d p r 1 d ¤ 4 &&¤ D 7 ¥ 8 © ¢ § P § A D C ¤ 4 % !¤ ¤ § P 9'¢ U ¡ £ ¢ § ¦ ¤ S ¨ 3 ¢ § ¦ F " # p F 8 © ¢ £ s # &!'! G 9 u t ( ' # &¢ § P Y ¤ § D ¢ S # "



Ungarns Außenpolitik 1990-1997. Zwischen Westintegration, Nachbarschafts- und Minderheitenpolitik. S. 245; Erin K.



Jenne: Language Conflicts in Post-1989 Slovakia and Romania. S. 27ff.



21
Othmar Kolar: Rumänien und seine Minderheiten 1989-1995. S. 64.



22
so im Februar 1995 internationale Vermittler um den früheren US-Präsidenten Carter (Mizan Khan: Magyars (Hungarians) in



Romania); auch Catherine Lovatt: Tolerant Transylvania. Why Transylvania will not become another Kosovo.
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präsident von 15 Millionen Ungarn bezeichnete
23
, und dessen Außenpolitik am Ende seiner Amtszeit als Risikofaktor in der Region betrachtet wurde.
24



=HQWUDOH.RQIOLNWOLQLHQ 



Angesichts der enthusiastischen Zusicherungen von Minderheitenrechten in internationalen Vereinbarungen im Zuge der politischen Veränderungen nach 1989, aber auch hinsichtlich der histo-
ULVFKHQ(UIDKUXQJHQXQGGHU%�UGHGHV1DWLRQDONRPPXQLVPXVGHV&HDXúHVFX-Regimes,
hofften die siebenbürgischen Ungarn durch das „Prinzip der wissenschaftlichen und administrativen Dezentralisierung“
25
vor allem zwei Ziele erreichen zu können: ungarischsprachige Bildung „from the kindergarten to the native language university“
26
sowie weitreichende Selbstbestimmung in Form verschiedener Arten von Autonomie.



D$XWRQRPLH



Das Konzept der Autonomie galt der politischen Organisation der Ungarn, dem Romániai Magyar Demokrata Szövetség/Demokratischer Ungarischer Verband Rumäniens (RMDSZ)
27
, von Beginn an als sakrosankt und in Abgrenzung zu den Optionen „Grenzrevision“, „Sezession“ und „innere Selbstverwaltung“ als die im Rahmen liberaler Demokratien konfrontationsärmste Lösung.
28
Das Konzept der Autonomie verweist zunächst auf zwei Dimensionen: die interne der Selbstbestimmung innerhalb einer Gruppe und die externe der Partizipation dieser Gruppe oder Teilen von ihr in der internationalen Außenwelt.
29
In der Terminologie verschiedener Autonomiekonzeptionen kann die territoriale Autonomie Formen der externen Dimension annehmen, während die Personal- oder Kulturautonomie der internen Dimension zuzurechnen ist. Zwischen den beiden Extremen befindet sich die administrative Autonomie, die vor allem auf Dezentralisierung gründet und deren entscheidende Trennungslinie zur personalen Autonomie darin besteht, dass es sich bei der Personalautonomie um die Gewährleistung von Individualrechten, bei der administrativen Autonomie um die von Kollektivrechten handelt.
30
Eine zweite Trennungslinie zwischen den Autonomiekonzeptionen verläuft entlang der Anwendung von Rechten auf Gebiete bzw. der Anwendung auf Personen.
31
Während die gruppeninterne



23
Die Republik Ungarn umfasst nur etwa 10 Millionen Staatsbürger; vgl. Julian Duplain: Ethnic Hungarian Minorities in



Central and Eastern Europe (June 1996).



24
o.N.: Konkurrenzneid? Mangelnder Konsens in der Außenpolitik. S. 3; Keno Verseck: Versöhnung nach mehr als 70



Jahren. S. 8; grundlegend zur ungarischen Außenpolitik: Wolfgang Zellner, Pál Dunay: Ungarns Außenpolitik 1990-1997.



Zwischen Westintegration, Nachbarschafts- und Minderheitenpolitik.



25
Die Proklamation von Temeswar, 11. März 1990.



26
RMDSZ: Fundamental Principles of the Programme of the Democratic Alliance of Hungarians in Romania. Adopted by



the 4
th
Congress of the DAHR. Cluj (Kolozsvár), the 26-28
th
of May 1995. S. 10.



27
Gebräuchlich sind auch die rumänische Abkürzung UDMR sowie die englische DAHR. Vgl. Kap. 3.1.1.



28
Imre Borbély, Zsolt Attila Borbély: RMDSZ: érték és hatalom, 1989-1998.



29
vgl. Ruth Lapidoth: Autonomy. Flexible Solutions to ethnic conflicts. S. 19.



30
vgl. ebd., S. 174f.



31
vgl. Christoph Pan, Beate Sibylle Pfeil: Die Volksgruppen in Europa. Ein Handbuch. S. 193-197. Diese Trennungslinie



wird vor allem dann bedeutend, wenn man den Begriff der Kollektivrechte nicht in einem strengen Sinne fasst, sondern in



der Annahme, dass die Wahrung der Minderheitenkultur nur im Kollektiv geleistet werden kann, d.h. im Sinne von Rechten
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Selbstbestimmung weitgehend unproblematisch ist, droht die Territorialautonomie - obwohl sie dies nicht inkludiert - möglicher Vorläufer einer Sezession zu sein. Ruth Lapidoth verweist daher darauf, dass „autonomy is not a panacea, but only a tool or a framework that can constitute an adequate compromise if the parties are looking for one“.
32
Genau diese Grundvoraussetzung war in der politisch gespannten Atmosphäre Rumäniens nicht gegeben. Gestärkt durch die weitgehend bedingungslose Unterstützung der Republik Ungarn bestand der RMDSZ auf Verwirklichung aller drei Autonomieformen (personal, administrativ, territorial). Überdies verschärfte sein ungeschickter Politikstil die Spannungen zusätzlich. Da die geforderten Autonomien anfangs inhaltlich nicht en détail ausformuliert waren
33
, und immer wieder maximalistische Forderungen wie die nach einem Referendum über Territorialautonomie für das Széklerland im Oktober 1991 auf die politische Agenda gelangten, konnte der RMDSZ nie glaubwürdig gegen nationalistische Angriffe kontern. Diese verliefen entlang von vier Argumentationsketten
34
: (1) der Gefährdung der territorialen Integrität Rumäniens, d.h. der Sezession; (2) der Gefahr der illoyalen Staatsbürger; (3) der unberechtigten Forderungen angesichts bereits existenter Minderheitenrechte; (4) parteipolitischer Argumente.



Die interethnische Krisensituation amalgamierte sich in zahlreichen materiellen Einschränkungen von Minderheitenrechten. Mit dem Gesetz 69/1991 wurden Sprachregelungen in der örtlichen Verwaltung beschränkt. Während das bislang gültige Nationalitätenstatut aus dem Jahre 1945 die Kommunikation mit lokalen Behörden in der Minderheitensprache ab einem Minderheitenanteil von 30% festsetzte
35
, forderte das neue Gesetz den Gebrauch des Rumänischen selbst in dem Falle, wenn beide Seiten die Minderheitensprache sprechen oder gar beide derselben Minderheit angehören.
36
Schriftverkehr, der bislang ebenfalls ab einer Quote von 30% in der Minderheitensprache geführt werden durfte, erlaubte das neue Gesetz nur noch unter Hinzufügung einer rumänischen Übersetzung.
37
Am 8. Dezember 1991 wurde gegen die Stimmen der ungarischen Vertreter und einiger rumänischer Abgeordneter (inkl. des Justizministers) die neue Verfassung verabschiedet.
38
Diese definierte Rumänien als einheitlichen und unteilbaren



mit kollektiver Dimension. In diesem Falle zählen alle drei Autonomieformen zu einem dergestaltigen



Kollektivrechtsbegriff.



32
Ruth Lapidoth: Autonomy. Flexible Solutions to ethnic conflicts, S. 204.



33
Dass dies nicht geleistet werden konnte, lag vor allem an den divergierenden Vorstellungen von „Autonomie“ innerhalb



der Organisation der rumänischen Ungarn selbst (vgl. Kinga Gál: Minoritätenprobleme in Ungarn und Rumänien.



S. 31f). Vgl. hierzu Kapitel 3.1.1.



34
Kinga Páll: The Hungarian Concept of Autonomy for Romania. The 1993 DAHR Draft-law on „National Minorities and



Autonomous Communities” and Reactions from other political Parties in Romania. S. 26ff.



35
Dekret-Gesetz Nr. 86 vom 6. Februar 1945 über das Statut der nationalen Minderheiten. Art. 10.



36
Project on Ethnic Relations: Schools, Language and interethnic Relations in Romania: The Debate continues.



37
Gesetz Nr. 69 vom 26. November 1991 über die örtliche öffentliche Verwaltung. Art. 58. Weitere Einschränkungen, die



sich aus dem Gesetz ergeben können, sind nicht zwangsläufig, da das Gesetz in sich inkonsistent ist (vgl. die Analyse von



Renate Weber: The Protection of National Minorities in Romania: A Matter of political Will and Wisdom. S. 212f).



38
zur Diskussion der Verfassung siehe Renate Weber: The Protection of National Minorities in Romania: A Matter of



political Will and Wisdom. S. 201ff; István Horváth, Alexandra Scacco: From the Unitary to the Pluralistic: Fine-Tuning



Minority Policy in Romania. S. 253ff; Janusz Bugajski: Ethnic Politics in Eastern Europe. A Guide to Nationality Policies,



Organizations and Politics. S. 207f.
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Nationalstaat, dessen Amtssprache das Rumänische ist.
39
Die Bürger gelten ohne Unterschied in Nationalität, ethnischer Abstammung, Sprache oder Religion als gleich, wobei die Grundlage des Staates jedoch „the unity of the Romanian people“ bildet (Art. 4). Minderheiten genießen zwar Schutzrechte bezüglich ihrer Identität, allerdings müssen diese konform gehen mit den „principles of equality and non-discrimination in relation to the other Romanian citizens“ (Art. 6). Entsprechend Art. 11 gelten ratifizierte internationale Verträge als nationales Recht, wobei internationales Recht die nationale Legislation bricht (Art. 20). Als Prinzip der lokalen Administration setzt Art. 118 Dezentralisierung fest. Im Vergleich zu früheren Bestimmungen wurde das Recht, die Muttersprache vor Gericht zu benutzen, erheblich eingeschränkt (Art. 127). Minderheiten, deren Stimmenanteil bei Parlamentswahlen die erforderliche Stimmenzahl für ein Mandat nicht erreicht, dürfen aber dennoch einen Abgeordneten in das Unterhaus delegieren (Art. 59). Obwohl die Bestimmungen der Verfassung sicherlich nicht ab ovo auf Assimilation ausgelegt sind, konnten sie von der zunehmend nationalistischeren Regierung gegen die Minderheiten missbraucht werden.
40
Die Gefahr, die die ungarischen Vertreter in den Bestimmungen der Verfassung sahen, drückte sich in einem Gesetzeskommentar von Experten aus, die am Entwurf mitgearbeitet hatten und die einen Staat nicht als organisierte menschliche Gemeinschaft sahen, sondern als das Resultat eines langen historischen Prozesses, der auf gemeinsamer ethnischer Abstammung, Sprache, Kultur, Religion, psychologischen Charakteristika, Traditionen, Wünschen, Geschichte und Territorium beruhe und die Minderheiten somit ausschloss.
41
Eine prekäre Lage für die Minderheiten entstand schließlich ab 1994, als „hatred against minorities (mainly the Hungarians) became state policy“.
42



In der Folge versuchten Minderheitenvertretungen entsprechend der Auflagen für die Aufnahme Rumäniens in den Europarat
43
mittels eines Gesetzes bezüglich Minderheitenfragen ihren Status und Rechte festzuschreiben. Im Mai 1995 lagen drei verschiedene Entwürfe eines Minderheitengesetzes vor.
44
Der ungarische Vorschlag enthielt erstmals genauere Formulierungen umfassender Autonomierechte
45
, wurde jedoch nicht im Parlament diskutiert. Stattdessen schleppten sich die Vorbereitungen für ein Minderheitengesetz in „beunruhigender



39
Constitution of Romania. Art. 1, 13.



40
vgl. die Einschätzung des ungarischen Abgeordneten Király bei Janusz Bugajski: Ethnic Politics in Eastern Europe. A



Guide to Nationality Policies, Organizations and Politics. S. 208.



41
Renate Weber: The Protection of National Minorities in Romania: A Matter of political Will and Wisdom. S. 202f.



42
ebd., S. 219.



43
Rumänien ist seit Oktober 1993 Mitglied des Europarates und hatte mehrere Bedingungen auferlegt bekommen, unter



anderem „[to] adopt and implement as soon as possible, in keeping with the commitments they have made and with Assem-



bly Recommendation 1201, legislation on national minorities and education“ (Art. 10 der Parliamentary Assembly of the



Council of Europe: Opinion No. 176 (1993) on the application by Romania for membership of the Council of Europe).



44
1. RMDSZ: Draft Law on National Minorities and Autonomous Communities (14. November 1993); 2. Rat für Nationale



Minderheiten: Gesetz der nationalen Minderheiten (Entwurf vom 7. Dezember 1993), ergänzt durch das Demokratische



Forum der Deutschen in Rumänien (DFDR), das bereits 1991 einen eigenen Entwurf erarbeitet hatte, und eingebracht im
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Parlament eingebracht am 13. März 1995.



45
zur kritischen Auseinandersetzung mit den Autonomie-Konzeptionen des RMDSZ siehe Gabriel Andreescu, Renate



Weber, Valentin Stan: Study on the Conception of Democratic Alliance of Hungarians in Romania on the Rights of



National Minorities. A Critical Analysis of the DAHR Documents.
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Lethargie“
46
voran. Ein parlamentarischer Sonderausschuss kam schließlich im Mai 1995 zu dem Ergebnis, dass der Vorschlag der Ungarn verfassungswidrig sei und darüber hinaus kein Bedarf für ein Minderheitengesetz bestehe.
47



Im Sommer 1995 entbrannte heftigster Streit um die Aufnahme der Empfehlung 1201 der Parlamentarischen Versammlung des Europarates in den durch den Stabilitätspakt für Europa geforderten Grundlagenvertrag zwischen der Republik Ungarn und Rumänien. Nachdem beim Gipfeltreffen des Stabilitätspakts im März 1995 trotz massiver Interventionen der EU und des amerikanischen Präsidenten der Vertrag nicht unterzeichnet werden konnte, entfachte die rumänische Regierung eine nationalistische Medienkampagne.
48
Für die ungarische Seite war die Inklusion der Empfehlung 1201 unabdingbar, deren Umsetzung auch Bedingung für die Aufnahme Rumäniens in den Europarat gewesen war.
49
Sie garantierte den Gebrauch der Muttersprache im Umgang mit staatlichen Behörden und Gerichten wie auch die öffentliche Beschilderung in der Minderheitensprache, wenn die jeweilige Minderheit einen wesentlichen Teil der Bevölkerung einer Region stellt (Art. 7).
50
Den Zankapfel bildete vor allem Art. 11, der Angehörigen nationaler Minderheiten in Regionen, in denen sie die Mehrzahl der Bevölkerung stellen, das Recht auf eigene Verwaltungseinrichtungen und einen besonderen Status einräumt. Obwohl der Europarat drei qualitativ unterschiedliche Möglichkeiten zur Umsetzung dieser Bestimmung erlaubt, propagierte die Regierung den realiter nicht existenten Zwang, der ungarischen Minderheit territoriale Autonomie und Kollektivrechte gewähren zu müssen und sich dadurch der Sezessionsgefahr auszusetzen.
51
Die ungarnfeindliche Kampagne fand Unterstützung bis tief in die Reihen der Opposition
52
und führte dazu, dass der ungarische kin-state
53
die Verhandlungen um einen Grundlagenvertrag bis Ende des Jahres 1995 einstellen musste. Auch nach Neuaufnahme der Verhandlungen zeichneten sich keinerlei Fortschritte ab
54
, sodass erst im Vorfeld der rumäni-



46
GüntherH. Tontsch: Nationale Minderheiten - Chance oder Risikofaktor im Prozeß der historischen Aussöhnung



zwischen Rumänien und Ungarn. S. 72. Tontsch inkludiert in dieser Aussage die Verschleppung auch anderer wichtiger



Gesetzesvorhaben.



47
RMDSZ: Information on the Status of Commitments Entered into by Romania upon its Application for Membership in the



Council of Europe as Recorded in Opinion No. 176. S. 5f; Kinga Gál: Minoritätenprobleme in Ungarn und Rumänien. S. 36.



48
Wolfgang Zellner, Pál Dunay: Ungarns Außenpolitik 1990-1997. Zwischen Westintegration, Nachbarschafts- und



Minderheitenpolitik. S. 283ff.



49
vgl. Fußnote 43 und Art. 5 ebd.: „It [the Assembly of the Council of Europe; HF] appreciates the written declaration of



the Romanian authorities in which they commit themselves to basing their policy regarding the protection of minorities on



the principles laid down in Recommendation 1201”.



50
Parlamentarische Versammlung des Europarats: Empfehlung 1201 (1993). Entwurf eines Zusatzprotokolls zur EMRK



betr. die nationalen Minderheiten und ihre Angehörigen.



51
Gabriel Andreescu: Political Manipulation at its Best. S. 47; Erin K. Jenne: Language Conflicts in Post-1989 Slovakia



and Romania. S. 53.



52
Gabriel Andreescu: Political Manipulation at its Best. S. 48f.



53
Aufgrund mangelnder adäquater Begrifflichkeit im Deutschen (vgl. Wolfgang Zellner: Was der Hohe Kommissar für



nationale Minderheiten bewirkt. S. 143, Fußnote 6) wird hier und im Folgenden auf den inzwischen üblichen englischen



Terminus zurückgegriffen, um auf die Staaten zu verweisen, in denen die Volksgruppe, die in anderen Staaten die



Minderheitsvolksgruppe bildet, die Mehrheit stellt.



54
Julian Duplain: Ethnic Hungarian Minorities in Central and Eastern Europe (June 1996).
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schen Wahlen und nach erheblichen Zugeständnissen Ungarns
55
der Vertrag am 16.9.1996 unterzeichnet werden konnte.



In den Auseinandersetzungen um die Forderungen nach Autonomie standen sich zwei radikale Gegenpositionen gegenüber: die ungarische Minderheit um den RMDSZ auf der einen, die größtmögliche Dezentralisierung, Pluralisierung und Kollektivrechte, ein Modell nach schweizerischem Vorbild anstrebte; der größte Teil der Vertreter rumänischer Parteien auf der anderen Seite, die auf Zentralisierung, Gleichheit und Individualrechte nach dem Muster des französischen Nationalstaats bauten. Zum Zeitpunkt der Verhandlungen um einen Grundlagenvertrag und ein Minderheitengesetz hatten sich die beiden Positionen soweit verfahren, dass eine sachliche Kommunikation aus ihren eigenen Reihen heraus kaum mehr angestoßen werden konnte. Manche Beobachter sahen den RMDSZ in einer Position, in der sein einziges opportunes politisches Ziel darin bestehen musste, die Macht zu erlangen „in a space which should be determined also from a territorial point of view“.
56
Dies musste die rumänische Regierung bestärken, die die ungarischen Autonomiewünsche entlang einer doktrinären Liberalismus-Interpretation ablehnte, nach der jegliche Autonomierechte ein Privileg darstellen, das gegen Gleichheitsprinzipien verstoße. Diese Interpretation wiederum, die differenz- und kulturblind zentrale Prinzipien des Liberalismus verletzt, indem sie Gleichheit mit Uniformität verwechselt und liberale Werte wie Pluralismus negiert
57
, verhärtete die Positionen der Ungarn auf der anderen Seite. Der Streit um Autonomie hatte sich somit in einem Teufelskreis verfahren, der die ethnische Polarisierung immer weiter vorantrieb.



E%LOGXQJ



Dem hohen Bedeutungsmaß der hauptsächlich verwaltungspolitischen Forderung nach Autonomie entsprach auf kulturpolitischer Ebene die nach ungarischsprachigen Bildungsinstitutionen auf allen Ebenen. Dieses Politikfeld erlangte eine hohe Mobilisierungsmacht, weil die siebenbürgischen Ungarn als Folge der Assimilierungspolitik
&HDXúHVFXV VWDDWOLFKH %Lldung
in der Muttersprache als unabdingbar betrachteten, um ihre Identität und Kultur, d.h. ihr Überleben als Ungarn in der rumänischen Gesellschaft als gewährleistet zu sehen. Im Jahre 1990 begannen Wiedergründungen einiger separater Institutionen. Durch den Regierungsbeschluss 521 wurde im Mai 1990 das Bildungsgesetz von 1978 suspendiert, sodass das gesamte Bildungswesen bis 1995 ohne grundlegende Regelung blieb und lediglich auf Regierungsdekreten basierte. Die Regellosigkeit dieser Situation und die Tatsache, dass der Beschluss im Vergleich zu dem alten Bildungsgesetz einige Einschränkungen



55
Aufgrund amerikanischen Drucks akzeptierte die ungarische Seite eine Fußnote zur Empfehlung 1201, die autonome



Strukturen auf ethnischer Basis und Kollektivrechte explizit ausschloss; weiterhin wurde die Frage der Rückgabe der Kir-



chengüter ausgeklammert (Maria Miclescu: Das rumänische Bildungswesen im Wandel. S. 103f; Christiane Dick, Norbert



Ropers: Machtteilungskonzepte - Mittel zur friedlichen Konfliktbearbeitung, Fußnote 9).



56
Vladimir Pasti: The Challenges of Transition. Romania in Transition. S. 202; vgl. hierzu die Ausführungen in Kap. 3.1.1.



57
Bhikhu Parekh: Cultural Diversity and Liberal Democracy. S. 202f.
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für Bildung in Minderheitensprachen brachte
58
, ließ eine hochgradig politisierte Atmosphäre entstehen.
59
Verschärft wurde diese dadurch, dass die Verfassung von 1991 für Angehörige nationaler Minderheiten zwar prinzipiell das Recht garantierte, in ihrer Muttersprache unterrichtet zu werden, dies aber durch den Zusatz „the ways to exercise these rights shall be regulated by law“ einschränkte und zugleich festsetzte, dass „education of all grades shall be in Romanian“.
60
Die Bestimmungen sowohl des Beschlusses 521 wie auch der Verfassung sind ambivalent und konnten es somit nicht leisten, die hitzige Debatte abzukühlen. Diese Situation erregte Besorgnis auch bei internationalen Akteuren, die dazu aufriefen, ein Bildungsgesetz schnellstmöglichst zu verabschieden.
61
Der erste Entwurf eines neuen Bildungsgesetzes, den der Bildungsminister im Jahre 1992 vorgelegt hatte, war gefolgt worden von über 2.000 Ergänzungsvorschlägen diverser Akteure.
62
Der Ungarnverband initiierte nach einer Unterschriftenaktion im Juli 1994
63
, bei der er innerhalb von drei Wochen eine halbe Million Unterschriften sammelte, einen eigenen Gesetzesantrag, der den Minderheiten die Freiheit einräumte, autonome, öffentliche Bildungseinrichtungen auf allen Ebenen zu organisieren.
64
Der Entwurf wurde vom Verfassungsgericht geprüft und für verfassungskonform befunden, dennoch lehnte das Parlament die Diskussion des Antrags ab. Dies betrachtete die ungarische Gemeinschaft als Signal, „that efforts to promote their interests through legal and democratic means would simply be ignored”.
65
Am 24. Juli 1995 unterzeichnete Ion Iliescu das neue Bildungsgesetz 84/1995
66
, nachdem das Verfassungsgericht eine Woche zuvor eine Verfassungsklage des RMDSZ abgewiesen hatte. Das Gesetz löste bei der ungarischen Minderheit einen Sturm des Protests aus. Der für radikale Töne bekannte Weltverband der Ungarn bezeichnete es gar als „Erscheinungsform diktatorischer Restauration“. Minderheitenvertreter fürchteten eine zwangsweise Assimilation, indem nun selbst dort, wo bislang nicht auf Rumänisch unterrichtet wurde, dies nun initiiert werden könne
67
, und in der Konsequenz die erforderliche Mindestzahl an Schülern/Schülerinnen für minderheitensprachlichen Unterricht nicht mehr erreicht werden könnte. Weitere Bestimmungen schränkten den Un-
[image: image 0566a475b4a643cddc98d14b09033256]




58
hierzuMaria Miclescu: Das rumänische Bildungswesen im Wandel. S. 95f.



59
vgl. Jan Sadlak: The Emergence of a Diversified System: the state/private predicament in transforming higher education



in Romania. S. 14; István Horváth, Alexandra Scacco: From the Unitary to the Pluralistic: Fine-Tuning Minority Policy in



Romania. S. 267; zum Regierungsbeschluss 521 siehe Janusz Bugajski: Ethnic Politics in Eastern Europe. A Guide to



Nationality Policies, Organizations and Politics. S. 205.



60
Constitution of Romania. Art. 32 (2) und 32 (3).



61
siehe beispielsweise Economic and Social Council of the United Nations: Concluding Observations of the Committee on



Economic, Social and Cultural Rights: Romania. 30/05/94. E/C. 12/1994/4. Absatz D, Ziffern 10 und 11; Parliamentary



Assembly of the Council of Europe: Opinion No. 176 (1993) on the application by Romania for membership of the Council



of Europe. Ziff. 10 (siehe Fußnote 43).



62
Cesar Birzea: Educational Reform and Power Struggles in Romania. S. 102.



63
laut Art. 73 (1) der Verfassung ist eine Gesetzesinitiative ab 250.000 Unterschriften möglich.



64
RMDSZ: Legislative Motion (Draft Bill on the Native-Language Education of the National Minorities), 19 October 1994.



Art. 3.



65
István Horváth, Alexandra Scacco: From the Unitary to the Pluralistic: Fine-Tuning Minority Policy in Romania. S. 267.



66
Parliament of Romania: The New Education Law in Romania. One of the most democratic in Europe. Zur Diskussion des



Gesetzes siehe Renate Weber: The Protection of National Minorities in Romania: A Matter of political Will and Wisdom.



S. 215-218; S.O.S. Transylvania - Geneva Committee: Fact Sheet. Romania’s Law on Education 84/1995. VII. 24.; Project



on Ethnic Relations: Schools, Language and interethnic Relations in Romania: The Debate continues.



67
„Education at all levels is provided in Romanian language. Classes in Romanian are organised and function in each



locality“ (Parliament of Romania: The New Education Law in Romania. One of the most democratic in Europe. Art. 8 (1)).
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